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Vorlagefragen

1.

Ist der Begriff „wirtschaftliche Tätigkeit“ im Sinne von Art. 9 Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 
2006/112 (1) dahin auszulegen, dass er Leistungen erfasst oder ausschließt, die im Rahmen eines 
Dreiecksverhältnisses erbracht werden, bei dem der Dienstleistende von einer Einrichtung 
beauftragt wird, die nicht mit dem Leistungsempfänger identisch ist?

2.

Ändert sich die Beantwortung der ersten Frage, wenn die Leistungen im Rahmen eines von einer 
unabhängigen Justizbehörde erteilten Auftrags erbracht werden?

3.

Ändert sich die Beantwortung der ersten Frage, je nachdem, ob die Vergütung des von einer 
staatlichen Einrichtung mit der Erbringung der Leistungen beauftragten Dienstleistenden vom 
Leistungsempfänger zu tragen ist oder vom Staat übernommen wird?

4.

Ist der Begriff „wirtschaftliche Tätigkeit“ im Sinne von Art. 9 Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 
2006/112 dahin auszulegen, dass er Leistungen erfasst oder ausschließt, wenn die Vergütung des 



Dienstleistenden nicht gesetzlich vorgeschrieben ist und, wenn sie gewährt wird, ihre Höhe a) auf 
einer im Rahmen einer Einzelfallprüfung vorgenommenen Beurteilung beruht, und b) immer von 
den Vermögensverhältnissen des Leistungsempfängers abhängt sowie c) entweder an einem 
Pauschalbetrag oder an einem Anteil der Einkünfte des Leistungsempfängers oder an den 
erbrachten Leistungen ausgerichtet wird?

5.

Ist der Begriff „eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbundene 
Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen“ im Sinne von Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der 
Richtlinie 2006/112 dahin auszulegen, dass er Leistungen erfasst oder ausschließt, die im 
Rahmen eines durch Gesetz eingeführten und der Kontrolle durch eine unabhängige 
Justizbehörde unterliegenden Systems der Beistandschaft für Erwachsene erbracht werden?

6.

Ist der Begriff „als Einrichtungen mit sozialem Charakter anerkannte Einrichtungen“ im Sinne von 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112 im Hinblick auf die Anerkennung des sozialen 
Charakters der Einrichtung dahin auszulegen, dass er in Bezug auf die Form des Betriebs des 
Dienstleistenden oder der uneigennützigen oder gewinnorientierten Zielsetzung der Tätigkeit des 
Dienstleistenden bestimmte Anforderungen stellt oder dahin, dass er ganz allgemein den 
Anwendungsbereich der in Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie vorgesehenen Befreiung durch 
weitere Kriterien oder Voraussetzungen beschränkt, oder reicht allein die Erbringung von „mit der 
Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbundene[n]“ Leistungen, um der betreffenden 
Einrichtung einen sozialen Charakter zu verleihen?

7.

Ist der Begriff „als Einrichtungen mit sozialem Charakter anerkannte Einrichtungen“ im Sinne von 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112 dahin auszulegen, dass danach ein auf ein im 
Voraus festgelegtes Verfahren und ebensolche Kriterien gestützter Anerkennungsprozess 
erforderlich ist, oder kann im Einzelfall eine Ad-hoc-Anerkennung gegebenenfalls durch eine 
Justizbehörde erfolgen?

8.

Darf die mit der Einziehung der Mehrwertsteuer betraute Verwaltung nach dem Grundsatz des 
Vertrauensschutzes in seiner Auslegung durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union von einem Mehrwertsteuerpflichtigen die Zahlung der Mehrwertsteuer 
verlangen, die auf wirtschaftliche Vorgänge entfällt, die sich auf einen Zeitraum beziehen, der zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die Verwaltung den Steuerbescheid erlassen hat, bereits verstrichen war, 
nachdem dieselbe Verwaltung vor diesem Zeitraum für eine lange Zeit die 
Mehrwertsteuererklärungen dieses Steuerpflichtigen akzeptiert hatte, in denen die gleichartigen 
wirtschaftlichen Vorgänge nicht bei den steuerbaren Umsätzen aufgeführt wurden? Unterliegt 
diese der mit der Einziehung der Mehrwertsteuer betrauten Verwaltung eröffnete Möglichkeit 
bestimmten Voraussetzungen?

(1)  Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. 2006, L 347, S. 1).


